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In Bayern sind sieben Sozialgerichte 
mit Sitz in Augsburg, Bayreuth, 
Landshut, München, Nürnberg, Re-
gensburg und Würzburg sowie das 
Bayerische Landessozialgericht in 
München und Schweinfurt für sozi-
alrechtliche Streitigkeiten zuständig. 
Im Jahr 2019 waren insgesamt 53 
Richter*innen, davon sechs in Teil-
zeit, beim Landessozialgericht und 
155 Richter*innen, davon 33 in Teil-
zeit bei den Sozialgerichten tätig. 
Jeweils eine Richterin und ein Rich-
ter waren in den Standorten Mün-
chen und Schweinfurt im Wege der 
Abordnung am LSG tätig. 

Der Anteil der Frauen betrug in der 
ersten Instanz 57 %, in der zweiten 
Instanz bei den Berichterstatter-Stel-
len 66 %, bei den Vorsitzenden 6 %. 
Drei der sieben Sozialgerichte, dar-
unter das Sozialgericht München 
als zweitgrößtes Sozialgericht in 
Deutschland, und das Sozialgericht 
Nürnberg als zweitgrößtes Sozial
gericht in Bayern, werden von Präsi-
dentinnen geleitet.

Neben den hauptamtlichen 
Richter*innen sind an den Sozialge-
richten 1.789, am Landessozialge-
richt weitere 263 ehrenamtliche 

Richter*innen tätig. Diese Zahlen 
belegen eindrucksvoll die große Be-
deutung des ehrenamtlichen Ele-
ments in der Sozialgerichtsbarkeit. 
Der Anteil der Frauen bei den ehren-
amtlichen Richter*innen beträgt 
35 %. 
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Liebe Leserinnen und Leser, 

dieser Jahresbericht wurde zusam-
mengestellt in den ersten Wochen 
der für uns alle spürbaren Auswir-
kungen der Corona-Pandemie. Auch 
wenn wir gerade den Blick nach vor-
ne richten und auf ein baldiges Ende 
der Ausnahmesituation hoffen, wol-
len wir dennoch zurückblicken auf 
unsere Tätigkeit im Jahr 2019. Mög-
licherweise werden sich künftig 
auch in der Sozialgerichtsbarkeit, 
insbesondere im Verfahrensrecht, 
Änderungen ergeben, die den aktu-
ellen Erfahrungen aus der Corona-
Krise Rechnung tragen. In jedem 
Fall sieht sich die Sozialgerichtsbar-
keit aktuell vor neuen Herausforde-
rungen, die es zu meistern gilt.

Der Jahresbericht 2019 – der erst-
mals ausschließlich in digitaler Form 
zur Verfügung steht – dient dazu, 
der Öffentlichkeit Rechenschaft über 
die geleistete Arbeit der sieben So-
zialgerichte in den einzelnen Regie-
rungsbezirken sowie des Bayeri-
schen Landessozialgerichts in Mün-
chen und Schweinfurt abzulegen. Er 
enthält zunächst eine Reihe von Sta-
tistiken und Tabellen und gibt somit 
eine gewisse Vorstellung zum Aus-
maß unserer Arbeit. Daran anschlie-
ßend geben ausgewählte Gerichts-
entscheidungen einen lesenswerten 
– sicher nicht vollständigen – Über-
blick über unseren sehr breiten, vie-
le Lebenssituationen erfassenden 

Zuständigkeitsbereich, vom Eltern-
geld bis zur Hinterbliebenenversor-
gung oder, salopp bemerkt, „von 
der Wiege bis zur Bahre“. Darüber 
hinaus informiert der Geschäftsbe-
richt über sonstige Veranstaltungen 
und Ereignisse in der bayerischen 
Sozialgerichtsbarkeit.

Bereits im Spätherbst 2018, und 
jetzt erneut Ende 2019 haben uns 
Streitigkeiten zwischen den Kran-
kenhäusern und Krankenkassen be-
sonders in die Pflicht genommen. 
Wie in verschiedenen Medienbeiträ-
gen wiederholt verlautbart, gingen 
im November 2018 aufgrund einer 
gesetzlichen Fristsetzung im Zusam-
menhang mit dem Pflegestärkungs-
gesetz binnen weniger Tage ca. 
30.000 Streitsachen ein, die nur 
etwa zur Hälfte zügig einer Erledi-
gung zugeführt werden konnten. 
Als mit Blick auf diese Klageflut 
zehn neue Richterstellen in Aussicht 
gestellt wurden – leider noch ohne 
eine dringend erforderliche Verstär-
kung des nichtrichterlichen Perso-
nals, das bei der Verwaltung der ho-
hen Anzahl der Verfahren eine viel 
zu große Last zu schultern hat – 
folgte ein Jahr später eine Regelung 
im Zusammenhang mit dem MDK-
Reformgesetz. Aufgrund der Ein
führung einer Erörterungspflicht ab 
1. Januar 2020 als Klagevorausset-
zung folgte eine erneute Klageflut 
mit 17.400 Streitsachen. Bemer-
kenswert ist, dass der Bundesge-
setzgeber mit beiden Vorhaben die 
Sozialgerichte eigentlich entlasten 
wollte. Diese Fehleinschätzungen 
haben nun die Sozialgerichte auszu-
baden. 

Festzuhalten bleibt, dass der Bun-
desgesetzgeber den Sozialgerichten 
binnen eines Jahres einen kaum 
mehr zu verkraftenden Doppel-
schlag versetzte. Dabei bilden die in 
den Statistiken festgehaltenen Kla-
geeingänge vom November 2018 
und Dezember 2019 die Gesamtbe-

lastung der Sozialgerichte nicht si-
cher ab, denn bei einer ganzen Rei-
he von Verfahrenseingängen wur-
den viele, jeweils gesondert zu prü-
fende Behandlungsfälle zusammen-
gefasst. Beim Sozialgericht Mün-
chen ist diese Zunahme der Klage
eingänge gleichsam erdrückend, 
auch das Sozialgericht Nürnberg hat 
einen ausgesprochen hohen Klage
eingang zu schultern. 

Nach wie vor prägen unsere Arbeit 
ganz wesentlich die geltend ge-
machten Leistungsansprüche der 
Sozialversicherten aus der gesetzli-
chen Rentenversicherung, der ge-
setzlichen Kranken- und Pflegever
sicherung, der gesetzlichen Unfall-
versicherung, Ansprüche aus der 
Grundsicherung für Arbeitsuchende 
und der Sozialhilfe oder auch An-
sprüche auf Familienleistungen. 
Denn in diesen Verfahren geht es in 
aller Regel um existenzielle Leistun-
gen. Gerade hier haben wir berech-
tigten Erwartungen der Klägerinnen 
und Kläger auf zeitnahe Entschei-
dungen Rechnung zu tragen. Allen 
Gerichtsangehörigen der bayeri-
schen Sozialgerichtsbarkeit ist es 
ein großes Anliegen, dass die hohe 
Anzahl von Streitigkeiten zwischen 
den Krankenkassen und den Kran-
kenhäusern die Bearbeitung der an-
deren Streitsachen nicht wesentlich 
verzögert. Die Sozialgerichte wer-
den deshalb weiterhin alle Anstren-
gungen unternehmen, den Ge-
schäftsanfall zu bewältigen. Dies gilt 
auch für das Bayerische Landessozi-
algericht in München und Schwein-
furt. Anders als in der ersten Instanz 
haben sich hier die Verfahrensein-
gänge (noch) nicht vermehrt. 

Die Rechtsprechung der bayeri-
schen Sozialgerichtsbarkeit wird in 
diesem Jahresbericht mit beson-
ders interessanten und prägnanten 
Beispielen dargestellt. Für die Betei-
ligung der Kolleginnen und Kollegen 
in den einzelnen Senaten an dieser 

Geleitwort des Präsidenten
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Zusammenstellung möchte ich herz-
lich danken. Es findet sich ein Streif-
zug durch die verschiedenen 
Rechtsgebiete, der die große Vielfalt 
des Sozialrechts zeigt und die Le-
bensnähe der Sozialgerichtsbarkeit 
vor Augen führt. Auch schwierige 
Rechtsprobleme und interessante 
Sachverhaltskonstellationen werden 
aufgezeigt. 

Die Sozialgerichtsbarkeit wird auch 
künftig große Herausforderungen zu 
meistern haben. Die schon jetzt 
sehr große Bedeutung des Sozial-
rechts wird weiter zunehmen. Auch 
die Digitalisierung schreitet voran. 
Der elektronische Rechtsverkehr ist 
in der bayerischen Sozialgerichtsbar-
keit selbstverständlich geworden. 
Als ehrgeiziges Ziel haben wir uns 
vorgenommen, im Laufe des Jahres 
2022 vollständig digital arbeiten zu 
können. 

Zu danken ist jedem einzelnen Ge-
richtsangehörigen der bayerischen 
Sozialgerichtsbarkeit. Sie alle haben 
auch 2019 mit ihrer wertvollen Ar-
beit dazu beigetragen, das hohe An-
sehen und die gelebte besondere 
Kultur unserer Gerichtsbarkeit im 
Sinne des Gemeinwohls weiter zu 
festigen.

Ich wünsche allen bei der Lektüre 
des Jahresberichts 2019 wertvolle 
und interessante Erkenntnisse und 
Einblicke in die Arbeit unserer baye-
rischen Sozialgerichtsbarkeit.

Freundliche Grüße

Günther Kolbe
Präsident des Bayerischen Landessozial-
gerichts
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Statistik-Grafiken

Sozialgerichte

Eingänge

1. � Klagen und Verfahren im einstweiligen Rechtsschutz 
(ER-Verfahren) 

Die Eingangszahlen waren 2019 leicht rückläufig, nachdem die 1. Klagewelle 
2018 zu einem Anstieg der Verfahrenseingänge um 20,6 % geführt hatte. Die 
2. Klagewelle der Abrechnungsstreitigkeiten in der Krankenversicherung, die 
im Dezember 2019 die Sozialgerichte erreichte, ist in den Eingangszahlen von 
2019 nicht zutreffend abgebildet, da eine Vielzahl von Klagebündeln einge-
reicht wurden, die noch als einzelne Klagen zu erfassen sind.
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2. � Fachgebiete im Vergleich zum Vorjahr (Klagen und 
ER-Verfahren) 

Bei der Verteilung der Eingänge nach Fachgebieten zeigt sich erneut die 
Klagewelle im Krankenversicherungsrecht, deren wahres Ausmaß die Grafik 
aber nicht abbildet. Viele Klageeingänge beinhalten sowohl 2018 als auch 
2019 Klagepakete bzw. Klagelisten von Abrechnungsstreitigkeiten.

Auf hohem Niveau liegen wie schon 2018 die Grundsicherung für Arbeit
suchende nach dem SGB II und die Rentenversicherung. Einen deutlichen 
prozentualen Zuwachs erfuhren Streitigkeiten nach dem SGB IX.
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KR = Krankenversicherung

KA = Vertrags(zahn)arztrecht

P = Pflegeversicherung

U = Unfallversicherung

R = Rentenversicherung

AL = Arbeitslosenversicherung

SGB II = Grundsicherung für Arbeitsuchende

SGB XII = Sozialhilfe

V = Versorgungs- und Entschädigungsrecht

SGB IX = Behindertenrecht

AY = Asylbewerberleistungsrecht
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Erledigungen

3.  Klagen und ER-Verfahren

Die Zahl der Erledigungen konnte 2019 erfreulicherweise deutlich gesteigert 
werden.



8

4.  Art der Erledigung 

2015 2019

9 %
7 %

15 %

7 % 7 %

46 %

1 %

8 %8 %
5 %

12 %

7 % 8 %

50 %

3 %

7 %

0 %

10 %

20 %

30 %

40 %

50 %

60 %

Urte
il

Ger
ich

tsb
es

ch
eid

Ver
glei

ch

Erle
dig

ungse
rk

lär
ung

Aner
ke

nntn
is

Rück
nah

m
e

Ver
weis

ung 

so
nsti

ge 
Art

Auch 2019 gelang es den 
Sozialrichter*innen, einen Großteil 
der Klagen unstreitig zu erledigen, 
sodass in nur 13 % der Verfahren 
eine streitige Entscheidung durch 
das Gericht getroffen werden muss-
te. Eine umfassende Sachaufklärung 
im Vorfeld, eine hohe richterliche 
Kompetenz sowie eine ausführliche 
Erläuterung der Sach- und Rechtsla-
ge, insbesondere in der mündlichen 
Verhandlung, sind die Grundlagen 
für die einvernehmliche Streitbeile-
gung, die 2019 besonders zu einem 
Anstieg der Klagerücknahmen führ-
te. Über einen Zeitraum von fünf 
Jahren betrachtet, hat sich der Anteil 
der unstreitigen Erledigungen um 
2,7 Prozent erhöht.

Verfahrensdauer

5. � Entwicklung der Verfahrensdauer in Monaten 
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Die durchschnittliche Verfahrensdauer der Hauptsachen und der ER-Verfah-
ren wurde weiter verkürzt. Über Klagen wurde im Durchschnitt nach 9,8 
Monaten entschieden. Damit hat sich die Verfahrensdauer gegenüber dem 
Jahr 2017 (dort 11,5 Monate) weiter verbessert. Allerdings fließt in die 
Berechnung auch ein Teil der Klagewellen ein, der zügig einer Erledigung 
zugeführt werden konnte. ER-Verfahren wurden – wie in den Vorjahren – 
durchschnittlich schon nach einem Monat entschieden. 

Statistik-Grafiken
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6. � Entwicklung des Altfallbestandes
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Die Sozialgerichtsbarkeit bezeichnet ein Verfahren dann als Altfall, 
wenn es älter als drei Jahre ist. Auch im Jahr 2019 waren Altfälle vor-
rangig zu bearbeiten. Wegen der mitunter schwierigen und zeitauf-
wändigen Sachverhaltsermittlung bei komplexen medizinischen Zu-
sammenhangsfragen lässt sich eine längere Verfahrensdauer nicht 
immer vermeiden. Trotz der sehr angespannten Personalsituation ist 
es erfreulicherweise gelungen, den Bestand von Altfällen im Ver-
gleich zum Vorjahr zu reduzieren. 

Bayerisches Landessozialgericht

1. � Berufungen / ER-Verfahren / sonstige Beschwerden

Berufungen ER-Verfahren inkl. ER-Beschwerden Beschwerden
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Die Zahl der Gesamteingänge in der 2. Instanz ist leicht zurückgegangen. In der 
Grafik nicht enthalten sind Klagen und ER-Verfahren für die das Landessozial
gericht nach § 29 SGG erstinstanzlich zuständig ist.

 Eingänge
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2. � Fachgebiete im Vergleich zum Vorjahr (Berufungen, 
ER-Verfahren, sonstige Beschwerden) 

2018
2019

KR KA P U R AL SGB
II

SGB
XII

V SGB
IX

Sonst.  AY
 -

300

600

900

1.200

619 100 80 447 1.070 249 1.134 372 96 202 82 40
778 114 86 398 907 282 947 384 91 186 80 52

Die erste Klagewelle aufgrund der Abrechnungsstreitigkeiten zwischen den 
Krankenkassen und den Krankenhäusern kommt nach und nach auch in der  
2. Instanz an. Eine deutliche Zunahme verzeichnet das Krankenversicherungs-
recht. Auch das Kassenarztrecht, Streitigkeiten nach dem SGB III und SGB XII 
sowie nach dem Asylbewerberleistungsgesetz erfuhren einen Zuwachs.

KR = Krankenversicherung

KA = Vertrags(zahn)arztrecht

P = Pflegeversicherung

U = Unfallversicherung

R = Rentenversicherung

AL = Arbeitslosenversicherung

SGB II = Grundsicherung für Arbeit suchende

SGB XII = Sozialhilfe

V = Versorgungs- und Entschädigungsrecht

SGB IX = Behindertenrecht

AY = Asylbewerberleistungsrecht

Erledigungen

3. � Berufungen / ER-Verfahren / sonstige Beschwerden

 
2019 konsolidierte sich die Zahl der Erledigungen in der zweiten Instanz 
auf hohem Niveau. Nicht in der Grafik abgebildet sind 51 Verfahren für die 
das Landessozialgericht erstinstanzlich zuständig ist.
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Statistik-Grafiken
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4. � Art der Erledigung 

 
Auch in der 2. Instanz ist es 2019 gelungen, 
gut zwei Drittel der Verfahren unstreitig zu 
erledigen. 
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5.  Entwicklung der Verfahrensdauer in Monaten

Die Grafik zeigt die durchschnittliche, zusammengefasste Verfahrensdauer der 
Berufungen, ER-Verfahren, der Beschwerden gegen ER-Entscheidungen der 
Sozialgerichte und der sonstigen Beschwerden. Sie zeigt eine Fortsetzung 
des erfreulichen Trends zur immer kürzer werdenden Verfahrensdauer.
Die durchschnittliche Verfahrensdauer bei Berufungen konnte auf 15 Monate 
verkürzt werden. Die durchschnittliche Verfahrensdauer bei einstweiligen 
Rechtsschutzverfahren war 1,7 Monate. Bei Beschwerden gegen Entschei-
dungen in ER-Verfahren der Sozialgerichte betrug die Laufzeit wie im Vorjahr 
1,8 Monate und bei sonstigen Beschwerden 3,5 Monate (gegenüber  
4,3 Monate im Jahr 2018).

6.  Entwicklung des Altfallbestandes

Verfahrensdauer
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Das Jahr 2019 verzeichnet einen ge-
ringen Wiederanstieg des Altfallbe-
standes bei gleichzeitiger Verkürzung 
der Verfahrensdauer. 
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Rechtsprechung

Anspruch auf Gewährung eines Wohngruppenzuschlags 
bei gemeinschaftlicher Beauftragung eines Familien­
angehörigen als Präsenzkraft

Eine Wohngruppe im Sinne von § 38a SGB XI kann auch vorliegen, 
wenn die Mitglieder familiär miteinander verbunden sind und die 
beauftragte Person ein Familienangehöriger der Wohngruppenmit-
glieder und unentgeltlich tätig ist. Dabei muss die beauftragte 
Person so häufig und so lange in der Wohngruppe anwesend sein, 
wie es notwendig ist, um die im konkreten Einzelfall übernomme-
nen Pflichten effektiv zu erfüllen. 

Der Sachverhalt:
Die Klägerin begehrte die Gewäh-
rung eines Wohngruppenzuschlags 
von der Pflegeversicherung. Die 
1938 geborene pflegebedürftige 
Klägerin lebt zusammen mit ihrem 
1937 geborenen Ehemann, ihrer 
pflegebedürftigen Tochter (geb. 
1967) und ihrem pflegebedürftigen 
Sohn (geb. 1964) zur Miete in ei-
nem Einfamilienhaus. Vermieter ist 
Herr R. H., ein weiterer Sohn, der in 
München wohnt.
In ihrem Antrag gab die Klägerin an, 
dass sie in einer ambulant betreu-
ten Wohngruppe wohne. Beauftrag-
ter sei der in München lebende 
Sohn R. H., der sich um die Koordi-
nation der Pflegedienste kümmere 
und regelmäßig auf Abruf sowie 
14-tägig zwei bis drei Stunden an-
wesend sei.
Die Beklagte und das Sozialgericht 
Nürnberg lehnten die Zahlung ab. 
Die Beklagte war der Ansicht, dass 
keine Wohngemeinschaft im Sinne 
des Gesetzes vorliege. Das Sozial-
gericht Nürnberg bejahte zwar das 
Vorliegen einer Wohngemeinschaft, 
war jedoch der Ansicht, dass der 
Beauftragte R. H. nicht ausreichend 
häufig vor Ort sei und außerdem sei 
er unentgeltlich tätig.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat der 
Berufung teilweise stattgegeben. 
Es hat die Beklagte im Ergebnis zur 
Zahlung des Wohngruppenzu-
schlags für den Zeitraum verpflich-
tet, indem die Mitglieder der Wohn-
gruppe den R. H. gemeinschaftlich 
beauftragt haben. Eine Wohngruppe 
könne nämlich auch vorliegen, wenn 
die Mitglieder familiär miteinander 
verbunden seien. Die beauftragte 
Person müsse so häufig und so 
lange in der Wohngruppe anwesend 
sein, wie es notwendig sei, um die 
im konkreten Einzelfall übernomme-
nen Pflichten effektiv zu erfüllen. 
Beauftragter könne – wie vorliegend 
– auch ein Familienangehöriger der 
Wohngruppenmitglieder sein und 
dieser könne auch unentgeltlich 
tätig sein.

Sozialgericht Nürnberg, Urteil vom 
09.05.2018 – S 21 P 57/17
Bayer. LSG, Urteil vom 27.06.2019 
– L 4 P 63/18 (rechtskräftig)
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Höherer Beitrag zur Pflegeversicherung auch bei 
ungewollter Kinderlosigkeit

Die Beiträge zur Pflegeversicherung sehen für kinderlose 
Versicherte einen Beitragszuschlag vor. Von Versicherten mit 
unerfülltem Kinderwunsch wird dies mitunter als Diskriminierung 
empfunden.

Der Sachverhalt:
Die Klägerin blieb über mehrere 
Ehejahre ungewollt kinderlos. In der 
Pflegeversicherung zahlte sie einen 
Beitragszuschlag für Kinderlose. 
Wegen des unerfüllten Kinder
wunsches beantragte sie die Befrei-
ung von dem Beitragszuschlag. Da 
bei ihr eine Sterilität bestehe, fühle 
sie sich wirtschaftlich dafür bestraft, 
dass sie keine Kinder gebären kön-
ne. Die Pflegekasse lehnte eine 
Befreiung ab, auch das Wider-
spruchsverfahren blieb erfolglos. 
Mit der Klage machte sie geltend, 
dass im SGB XI kein Befreiungs
tatbestand für ungewollt Kinderlose 
enthalten sei. Die Erhebung des 
Beitragszuschlages sei in ihrem Fall 
rechtswidrig und sogar verfassungs-
widrig. Während des Klageverfah-
rens wurde sie Mutter von Zwillin-
gen. Das Sozialgericht Bayreuth hat 
die Klage abgewiesen.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die Be-
rufung zurückgewiesen. Die Voraus-
setzungen für den Beitragszuschlag 
knüpften allein an der Tatsache der 
Kinderlosigkeit an, unabhängig da-
von, ob die Kinderlosigkeit gewollt 
sei oder nicht. Eine Befreiung 

ungewollt Kinderloser vom Beitrags-
zuschlag sei unter Berücksichtigung 
des Gleichbehandlungsgrundsatzes 
nicht zu rechtfertigen.

Sozialgericht Bayreuth, Urteil vom 
07.02.2018 – S 15 P 108/16
Bayer. LSG, Beschluss vom 
25.03.2019 – L 20 P 35/18 
Bundessozialgericht: Beschluss vom 
30.07.2019 – B 12 P 1/19 B, Nichtzu-
lassungsbeschwerde als unzulässig 
verworfen.
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Anspruch auf medizinische Behandlungspflege in 
Senioren-WGs

Bewohner von Senioren- und Demenzwohngruppen haben grund-
sätzlich einen Anspruch auf Leistungen der medizinischen Behand-
lungspflege gegenüber ihrer Krankenkasse.

Der Sachverhalt:
Eine große bayerische Krankenkas-
se verweigerte Senioren, die in De-
menz- oder Senioren-Wohngemein-
schaften leben, die Leistungen zur 
häuslichen Krankenpflege wie An- 
und Ausziehen von Kompressions-
strümpfen, Medikamentengabe, 
Blutzuckermessungen, obwohl eine 
ärztliche Verordnung vorlag. Sie be-
gründete dies damit, dass es sich 
dabei um Maßnahmen handle, die 
keine medizinische oder pflegeri-
sche Fachkunde erfordern würden 
und daher von anderen Personen, 
die sich in der WG um die Betreu-
ung der Bewohner kümmern wür-
den, durchzuführen seien. Das 
Sozialgericht Landshut hatte in drei 
Musterverfahren den Klagen der 
Versicherten stattgegeben.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die 
Berufungen der Krankenkasse zu-
rückgewiesen und in allen drei 
Fällen die Revision zum Bundessozi-
algericht zugelassen.
Bewohner von Senioren- und De-
menzwohngruppen hätten grund-
sätzlich einen Anspruch auf Maß-
nahmen der sog. einfachsten medi-
zinischen Behandlungspflege, die 

grundsätzlich auch von medizini-
schen Laien geleistet werden kön-
ne. Hierunter falle zum Beispiel das 
Messen von Blutzucker, das Verab-
reichen von Medikamenten oder 
das Anziehen von Kompressions-
strümpfen. Ein solcher Anspruch 
könne allerdings dann entfallen, 
wenn aufgrund eines Vertrages, z.B. 
des Betreuungsvertrages der Wohn-
gruppe, diese Leistungen ausdrück-
lich im Rahmen der Betreuung zu 
erbringen seien. In allen anderen 
Fällen bleibe es allerdings bei der 
Leistungspflicht der Krankenkasse.

Sozialgericht Landshut, Urteil vom 
18.06.2019 – S 4 KR 146/19
Bayer. LSG, Urteil vom 20.08.2019 
– L 5 KR 402/19 
Bundessozialgericht, Revision 
anhängig – B 3 KR 1/20 R

Sozialgericht Landshut, Urteil vom 
18.06.2019 – S 4 KR 235/19
Bayer. LSG, Urteil vom 20.08.2019 
– L 5 KR 403/19 
Bundessozialgericht, Revision 
anhängig – B 3 KR 14/19 R

Sozialgericht Landshut, Urteil vom 
18.06.2019 – S 4 KR 9/19
Bayer. LSG, Urteil vom 20.08.2019 
– L 5 KR 404/19 
Bundessozialgericht, Revision 
anhängig – B 3 KR 2/20 R

Rechtsprechung
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Versorgung mit Cannabispräparaten bei 
schwerwiegender Erkrankung

Der Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung kann 
auch die Versorgung mit Cannabis umfassen, wenn eine schwer-
wiegende, d. h. lebensbedrohliche oder die Lebensqualität auf 
Dauer nachhaltig beeinträchtigende Erkrankung ohne Behand-
lungsalternative vorliegt.

Der Sachverhalt:
Der Antragsteller begehrte im Wege 
des einstweiligen Rechtsschutzes 
von seiner Krankenversicherung die 
vorläufige Versorgung mit Cannabi-
noiden. Er sei bereits in erfolgrei-
cher Cannabisbehandlung, es beste-
he für ihn jedoch keine Möglichkeit, 
die Therapiekosten aus eigenen 
Mitteln weiter zu bestreiten. Der 
behandelnde Arzt verschrieb die 
entsprechenden Präparate. Ziel der 
Behandlung sei die Verbesserung 
der Nachtschlaftiefe und -qualität 
des Antragstellers mit konsekutiver 
Erhöhung der Tagesvigilanz. Die 
Erkrankung sei schwerwiegend, 
weil die Tagesmüdigkeit die soziale 
Funktion massiv beeinträchtige 
(Arbeitsunfähigkeit). 
Das Sozialgericht Würzburg lehnte 
den Antrag auf einstweiligen 
Rechtsschutz ab. Der Antragsteller 
habe nach summarischer Prüfung 
keinen Anspruch auf die Versorgung 
mit Medizinal-Cannabisblüten. Bei 
der Erkrankung des Antragstellers 
handele es sich nach den vorliegen-
den Unterlagen nicht um eine 
schwerwiegende Erkrankung. Eine 
ausgeprägte Tagesmüdigkeit reiche 
hierfür nicht aus.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die Ent-
scheidung des Sozialgerichts Würz-
burg bestätigt und die Beschwerde 
des Antragstellers zurückgewiesen. 
Zwar könne die den Versicherten zu-
stehende Krankenbehandlung auch 
die Versorgung  
mit Cannabis bei Vorliegen einer 
schwerwiegenden Erkrankung um-
fassen. Aber da die Versorgung mit 
Cannabis als Ersatz für eine nicht 
zur Verfügung stehende oder im 
Einzelfall nicht zumutbare, allgemein 
anerkannte, dem medizinischen 
Standard entsprechende Behand-
lung eingeführt worden sei, müsse 
es sich um eine schwerwiegende 
– lebensbedrohliche oder die 
Lebensqualität auf Dauer nachhaltig 
beeinträchtigende – Erkrankung 
handeln. Das Vorliegen einer sol-
chen habe der Antragsteller aber 
nicht glaubhaft gemacht. Darüber 
hinaus habe er auch nicht glaubhaft 
gemacht, dass für die Behandlung 
seiner Tagesmüdigkeit keine Be-
handlungsalternativen zur Verfügung 
stünden. Schließlich bestünden 
auch erhebliche Zweifel daran, dass 
durch die Anwendung von Cannabi-
noiden zur Behandlung von Tages-
müdigkeit eine (nicht ganz entfernt 

liegende) Aussicht auf eine spürbare 
positive Einwirkung auf den Krank-
heitsverlauf oder auf schwerwie-
gende Symptome bestehe.

Sozialgericht Würzburg, Beschluss 
vom 24.01.2019 – S 17 KR 1064/18 
ER
Bayer. LSG, Beschluss vom 
29.04.2019 – L 20 KR 67/19 B ER 
(rechtskräftig)
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Bewertung einer fondsgebundenen Rentenversicherung 
als Vermögen im Rahmen des SGB XII

Ein Anspruch auf Sozialhilfe ist nicht gegeben, wenn verwertbares 
Vermögen vorhanden ist, das auch in einer als Altersabsicherung 
gedachten fondsgebundenen Rentenversicherung bestehen kann.

Der Sachverhalt:
Die Klägerin begehrte Leistungen 
für ein betreutes Einzelwohnen. Sie 
verfügte über eine fondsgebundene 
Rentenversicherung mit einem 
Rückkaufwert im Zeitpunkt der Leis-
tungsbeantragung von gut 6.500 €. 
Die zu erwartende Rente aus dieser 
Versicherung wurde mit knapp 40 € 
bis knapp 70 € angegeben. Beiträge 
wurden insgesamt i. H. v. knapp 
7.500 € gezahlt. Der Sozialhilfeträger 
und das Sozialgericht München 
lehnten einen Anspruch der Klägerin 
auf Leistungen ab, da verwertbares 
Vermögen entgegenstehe.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die Ent-
scheidung des Sozialgerichts Mün-
chen bestätigt und die Berufung der 
Klägerin zurückgewiesen. Der Klä-
gerin sei zunächst die Aufbringung 
der Mittel für die begehrten Leistun-
gen aus ihrem Vermögen zuzumu-
ten. Die fondsgebundene Renten-
versicherung sei zu verwerten. Dies 
sei insbesondere durch Kündigung 
der Versicherung möglich. Die priva-
te fondsgebundene Rentenversiche-
rung sei nicht als staatlich gefördert 
vor der Verwertung geschützt. Es 
handele sich auch nicht um einen 
kleineren Vermögenswert, der im 

streitigen Zeitraum bei bis zu  
2.600 € anzunehmen sei. Die Ver-
wertung stelle auch keine besonde-
re Härte dar. Eine außergewöhnliche 
Fallgestaltung liege nicht vor. Allein 
die Tatsache, dass die Klägerin die 
Rentenversicherung als Altersabsi-
cherung gedacht habe, stelle keinen 
atypischen Sachverhalt dar. Dies sei 
regelmäßig bei einer Rentenversi-
cherung der Fall. Aufgrund der zu 
erwartenden Regelaltersrente sei 
davon auszugehen, dass die Kläge-
rin auch im Rentenalter selbst mit 
der privaten Rente aufstockend 
Sozialleistungen beziehen werde. 
Eine offensichtliche Unwirtschaft-
lichkeit der Verwertung sei bei 
einem Verlust von rund 12 % bei 
Rückkauf der fondsgebundenen 
Rentenversicherung noch nicht 
anzunehmen.

Sozialgericht München, Urteil vom 
20.04.2016 – S 51 SO 217/13
Bayer. LSG, Urteil vom 04.03.2019 
– L 8 SO 118/16 (rechtskräftig)

Rechtsprechung
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Berücksichtigung von Betreuungsgeld als Einkommen 
im Rahmen der Leistungsberechnung nach dem SGB II

Da Betreuungsgeld der Anerkennung und Unterstützung der 
Erziehungsleistung der Eltern mit Kleinkindern dienen und deren 
ökonomischen Freiräume verbessern soll, wird es zu demselben 
Zweck erbracht, wie Arbeitslosengeld II-Leistungen nach dem 
SGB II und ist daher als Einkommen im Hinblick auf SGB II-
Leistungen anzurechnen.

Der Sachverhalt:
Streitig ist die Anrechnung von Be-
treuungsgeld nach dem Bayerischen 
Betreuungsgeldgesetz (BayBtGG) 
als Einkommen im Hinblick auf Ar-
beitslosengeld II-Leistungen nach 
dem SGB II. Nachdem der im Ar-
beitslosengeld II-Bezug stehenden 
Klägerin Betreuungsgeld i.H.v. 150 € 
monatlich für ihr Kind bewilligt wor-
den war, kürzte das Jobcenter die 
Arbeitslosengeld II-Leistungen we-
gen der Anrechnung des Betreu-
ungsgeldes als Einkommen.Das So-
zialgericht Bayreuth gab der Klage 
statt. Das Betreuungsgeld sei nicht 
als Einkommen zu berücksichtigen, 
da es sich um eine zweckgebunde-
ne Leistung handle, die einem ande-
ren Zweck als Arbeitslosengeld 
II-Leistungen nach dem SGB II diene.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat der Be-
rufung des Beklagten stattgegeben 
und das Urteil des Sozialgerichts 
Bayreuth aufgehoben. Das Job
center habe die ursprüngliche Leis-
tungsbewilligung der Klägerin zu 
Recht aufgehoben und die Leistun-
gen geringer unter Anrechnung des 
Betreuungsgeldes festgesetzt. Bei 
dem Betreuungsgeld handele es 
sich um eine Einnahme in Geld, die 

nicht von der Anrechnung ausge-
nommen sei. Leistungen, die zu 
einem ausdrücklich genannten 
Zweck erbracht würden, seien als 
Einkommen zu berücksichtigen, 
wenn die Leistungen nach dem 
SGB II im Einzelfall demselben 
Zweck dienen würden. Der Zweck 
der anderen – nicht anzurechnenden 
– Leistung müsse über den der Si-
cherung des Lebensunterhalts hin-
ausgehen und ausdrücklich be-
stimmt sein. Das Betreuungsgeld 
nach dem BayBtGG diene aber 
demselben Zweck wie Leistungen 
nach dem SGB II. Dies ergebe sich 
insbesondere aus der Gesetzes
begründung. Das Betreuungsgeld 
solle der Anerkennung und Unter-
stützung der Erziehungsleistung von 
Eltern mit Kleinkindern dienen. Es 
solle größere ökonomische Gestal-
tungsfreiräume für die Kinder
betreuung ermöglichen sowie die 
Wahlfreiheit von Vätern und Müttern 
verbessern und die verbliebene Lü-
cke im Angebot staatlicher Förder- 
und Betreuungsangebote für Kinder 
bis zum dritten Lebensjahr schlie-
ßen. Der Landesgesetzgeber sei da-
rüber hinaus unzweifelhaft im Rah-
men der Gesetzesberatungen von 
einer Anrechnung des Betreuungs-
geldes auf die Leistungen nach dem 

SGB II ausgegangen. Daher sei die 
Anrechnung zurecht erfolgt.

Sozialgericht Bayreuth, Urteil vom 
11.09.2018 – S 4 AS 162/18
Bayer. LSG, Urteil vom 16.05.2019 
– L 11 AS 932/18 (rechtskräftig)
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Kein Erstattungsanspruch des Jobcenters bei fehlerhafter 
Vermögensbewertung 

Voraussetzung für den Ersatzanspruch nach § 34 SGB II wegen sozialwidrigen 
Verhaltens ist, dass die Leistungen, für die ein Ersatz geltend gemacht wird, 
rechtmäßig gewährt wurden. Ein Erstattungsanspruch besteht nicht, wenn die 
Leistung nicht zu gewähren war, weil der Kläger über verwertbares Vermögen 
verfügte. Auf die Frage, ob dem Kläger ein sozialwidriges Verhalten vorgeworfen 
werden kann, kommt es dann nicht an.

Der Sachverhalt:
Der Beklagte machte gegen den 
Kläger einen Ersatzanspruch wegen 
sozialwidrigen Verhaltens in Höhe 
von 5.814,63 € geltend. Der Kläger 
hatte seit Juli 2009 Leistungen nach 
dem Sozialgesetzbuch Zweites Buch 
(SGB II) vom Beklagten erhalten. Bei 
der Antragstellung im Juni 2009 war 
er Eigentümer eines großen Grund-
stücks mit einem Verkehrswert von 
ca. 7.000 €. Nachdem der Kläger sich 
im September 2012 ohne Angabe 
von Gründen aus dem Leistungsbe-
zug nach dem SGB II abgemeldet 
hatte, erhielt er Ende September 
2012 eine Abfindungszahlung seines 
früheren Arbeitgebers in Höhe von 
23.438,25 €, die er bis zum 31. De-
zember 2012 vollständig verbrauchte, 
überwiegend auf einer dreiwöchigen 
Reise, zu der er einen Freund aus 
den USA einlud. 
Auf die erneute Antragstellung des 
Klägers wurden ihm Leistungen nach 
dem SGB II für die Zeit von Januar 
bis Juni 2013 in Höhe von 767 € 
monatlich bewilligt. Im Juli 2014 ver-
äußerte er sein Grundstück für einen 
Kaufpreis von 25.000 €
Nachdem das Jobcenter aus einem 
vom Kläger später vorgelegten Kon-
toauszug Ausgaben in Höhe von ins-

gesamt 11.262,65 € in der Zeit vom 
September bis Dezember 2012, ent-
nommen hatte, die zu einem großen 
Teil in die Reise geflossen waren, 
machte der Beklagte den Ersatzan-
spruch in Höhe von 5.814,63 € (Kos-
ten für die Einladung des Freundes) 
gegen den Kläger geltend. Das Sozi-
algericht München wies die dagegen 
erhobene Klage ab. Der Kläger habe 
die Abfindung in gut drei Monaten 
vollständig verbraucht, um sich et-
was Gutes zu tun. Die Ausgaben in 
Höhe von 5.814,63 €, die der Kläger 
für die Einladung seines Freundes 
aus den USA nach Deutschland, ver-
bunden mit einer luxuriösen mehr-
wöchigen Reise getätigt habe, habe 
das Jobcenter zu Recht als Vergeu-
dung von Vermögen gewertet. Der 
Vorwurf der Sozialwidrigkeit sei da-
her begründet.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat der Be-
rufung des Klägers stattgegeben und 
die Entscheidungen des Sozialge-
richts München und der Beklagten 
aufgehoben. Voraussetzung für den 
Ersatzanspruch nach § 34 SGB II 
wegen sozialwidrigen Verhaltens sei, 
dass die Leistungen, für die ein Er-
satz geltend gemacht werde, recht-

mäßig gewährt worden seien. Nur 
dann könne die Herbeiführung der 
Leistungsvoraussetzungen schuldhaft 
verursacht worden sein. Diese Aus
legung der Vorschrift ergebe sich aus 
dem Wortlaut von § 34 SGB II, seiner 
Gesetzessystematik und sei auch 
historisch begründbar. Es könne des-
halb dahinstehen, ob dem Kläger ein 
sozialwidriges Verhalten vorgeworfen 
werden könne, weil die Gewährung 
der Leistungen, für die ein Ersatz 
nach § 34 SGB II vom Beklagten ver-
langt werde, anfänglich rechtswidrig 
gewesen sei. Der Kläger habe durch 
das Grundstück, das er für 25.000 € 
verkauft habe, über verwertbares Ver-
mögen verfügt und sei nicht hilfebe-
dürftig gewesen. Wesentliche Ände-
rungen des Verkehrswertes seien zu 
berücksichtigen. Dem Jobcenter 
stünden bei einer rechtswidrigen 
Leistungsgewährung – wie hier – die 
§§ 45, 48 Sozialgesetzbuch Zehntes 
Buch (SGB X) zur Verfügung, mit der 
Möglichkeit den Bewilligungsbe-
scheid ggf. auch mit Wirkung für die 
Vergangenheit aufzuheben.

Sozialgericht München, Urteil vom 
29.09.2016 – S 45 AS 2052/14
Bayer. LSG, Urteil vom 19.11.2019 –  
L 16 AS 782/16 (rechtskräftig)

Rechtsprechung
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Anrechnung von Nebeneinkommen aus Beschäftigung oder 
selbstständiger Tätigkeit auf Arbeitslosengeld I

Arbeitslosengeld nach dem SGB III ist eine der wichtigsten Entgeltersatzleistun-
gen im deutschen Sozialrecht. Es soll den Einkommensausfall kompensieren, 
der durch Arbeitslosigkeit bedingt ist. Allein diese Zweckbestimmung des Ar-
beitslosengelds verdeutlicht, dass dessen Bezug sich nicht ohne weiteres mit 
einer „Tätigkeit nebenher“ vereinbaren lässt. Ein Hinzuverdienst ist zwar nicht 
ausgeschlossen. Es bestehen jedoch rechtliche Grenzen. Zum einen darf ein be-
stimmtes zeitliches Volumen der Nebentätigkeit nicht erreicht werden (15 Stun-
den wöchentlich), sonst fehlt es an der Arbeitslosigkeit und damit an einer ele-
mentaren Voraussetzung für den Bezug von Arbeitslosengeld. Zudem ist das 
aus der Nebentätigkeit erzielte Einkommen unter Berücksichtigung bestimmter 
Freibeträge auf das Arbeitslosengeld anzurechnen, unabhängig davon, ob die 
Nebentätigkeit selbstständig oder in abhängiger Beschäftigung ausgeübt wird.

Der Sachverhalt:
Der Kläger bezog Arbeitslosengeld I 
beginnend im Oktober 2005 bis ein-
schließlich Ende September 2006. 
Von Anfang an hatte er gegenüber 
der Agentur für Arbeit angegeben, 
er betreibe während des Leistungs-
bezugs ein selbstständiges Gewer-
be als Planer/Baubetreuer im zeitli-
chen Umfang von unter 15 Stunden 
wöchentlich. Das Arbeitslosengeld 
endete mit dem 30.09.2006, weil 
der Kläger ab dem 01.10.2006 das 
Gewerbe in Vollzeit ausübte. Die 
Agentur für Arbeit hatte das Arbeits-
losengeld nur vorläufig bewilligt, da 
zum Zeitpunkt der Bewilligung noch 
nicht absehbar war, wie hoch der 
Hinzuverdienst aufgrund der Neben-
tätigkeit ausfallen würde. Nach Be-
endigung des Leistungsbezugs er-
mittelte die Agentur für Arbeit die 
Höhe des Hinzuverdienstes im Jahr 
2006. Im Juni 2011 verfügte die 
Agentur für Arbeit schließlich eine 
rückwirkende Aufhebung der Bewil-
ligung von Arbeitslosengeld und 
ordnete die Erstattung von Leistun-
gen einschließlich Sozialversiche-
rungsbeiträgen in Höhe von über 
18.000 Euro an, weil sie von einem 
Einkommen aus Gewerbebetrieb in 
leistungsschädlicher Höhe ausging. 

Der Kläger war damit nicht einver-
standen. Er trug vor, im relevanten 
Zeitraum Januar bis einschließlich 
September 2006 habe er mit seiner 
Nebentätigkeit einen Verlust hinneh-
men müssen, was einer Anrech-
nung von Nebeneinkommen entge-
genstehe. Mit seiner Klage vor dem 
Sozialgericht Regensburg hatte er 
keinen Erfolg.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat der 
Berufung des Klägers stattgegeben 
und das Urteil des Sozialgerichts 
Regensburg sowie die Entscheidun-
gen der Agentur für Arbeit vom Juni 
2011 aufgehoben. Tatsächlich habe 
der Kläger im maßgebenden Zeit-
raum Januar bis einschließlich Sep-
tember 2006 einen Verlust erzielt. 
Zu dieser Feststellung ist das Lan-
dessozialgericht auf der Grundlage 
einer Sonderbilanz zum Zeitpunkt 
30.09.2006 gelangt. Die Agentur für 
Arbeit und das Sozialgericht Re-
gensburg hatten dagegen den Ge-
samtgewinn im Kalenderjahr 2006 
als Ausgangsgröße zu Grunde ge-
legt und davon zeitanteilig pauschal 
drei Viertel herangezogen. Diese 
„Zwölftelungs-Methode“ hat das 
Landessozialgericht verworfen. 

Denn damit, würden bei der Ermitt-
lung des auf das Arbeitslosengeld 
anzurechnenden Einkommens aus 
Gewerbebetrieb auch solche Ein-
künfte berücksichtigt, die dem Zeit-
raum außerhalb des Arbeitslosen-
geldbezugs – hier Oktober bis De-
zember 2006 – zuzuordnen seien. 
Das aber sei nicht zulässig. Denn es 
bestehe ein rechtliches Erfordernis 
der „Periodenübereinstimmung“ 
oder der „zeitlichen Kongruenz“, es 
dürfe daher nur das während des 
Leistungsbezugs erzielte Einkom-
men zur Anrechnung kommen.

Sozialgericht Regensburg, Urteil 
vom 30.06.2015 – S 12 AL 126/12
Bayer. LSG, Urteil vom 03.06.2019 
– L 9 AL 207/15 (rechtskräftig)
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Bemessungsgrundlage des Elterngeldes ist nur das zu versteuernde 
Erwerbseinkommen der letzten zwölf Monate vor der Geburt des 
Kindes

Die Höhe des Elterngelds nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 
hängt unmittelbar davon ab, welches Erwerbseinkommen die beantragende 
Person während eines bestimmten Referenzzeitraums, der vor der Geburt des 
Kindes liegt (so genannter Bemessungszeitraum), erzielt hat. Dabei zählen sozi-
alrechtliche Entgeltersatzleistungen (z.B. Arbeitslosengeld, Krankengeld) nicht 
zum Erwerbseinkommen. Für Einkünfte aus nichtselbstständiger Arbeit bilden 
grundsätzlich die letzten zwölf Kalendermonate vor der Geburt des Kindes den 
Bemessungszeitraum. Damit sind viele Betroffene nicht zufrieden, weil bei 
ihnen gerade während des Bemessungszeitraums (zum Beispiel wegen Krank-
heit) ein ungewöhnlich niedriges Erwerbseinkommen zu verzeichnen war – was 
wiederum auf die Höhe des Elterngelds durchschlägt. Sie wünschen sich eine 
Verschiebung dieses Referenzzeitraums.

Der Sachverhalt:
Die Klägerin hat neben der 2017 ge-
borenen Tochter, deren Betreuung 
den streitigen Elterngeldanspruch 
ausgelöst hat, einen 2009 gebore-
nen Sohn, der von Geburt an schwer 
gesundheitlich beeinträchtigt ist. 
Während des Bemessungszeit-
raums Juni 2016 bis Mai 2017 arbei-
tete die Klägerin als abhängig Be-
schäftigte in Teilzeit (30 Wochenstun-
den). In dieser Phase war der Sohn 
viermal akut erkrankt, so dass die 
Klägerin ihn betreuen musste und 
deshalb zeitweise nicht ihrer Berufs-
tätigkeit nachgehen konnte. Sie ver-
lor dadurch Arbeitsentgelt (insge-
samt im Bemessungszeitraum etwa 
2.000 €); zur Kompensation erhielt 
sie Entgeltersatzleistungen der ge-
setzlichen Krankenversicherung. Bei 
der Bemessung des Elterngelds für 
die Betreuung der Tochter wirkte 
sich der Ausfall des Arbeitsentgelts 
ungünstig auf die Leistungshöhe 
aus; insbesondere zog das zuständi-
ge Zentrum Bayern Familie und Sozi-
ales nicht die Entgeltersatzleistun-
gen der gesetzlichen Krankenversi-
cherung als Bemessungsgrundlage 
heran. Die Klägerin meint jedoch, 
die Betreuung eines älteren Kindes 
dürfe sich keinesfalls nachteilig auf 
die Höhe des Elterngelds auswirken. 
Sie wünscht in erster Linie, der Be-
messungszeitraum solle so weit zu-

rückverlagert werden, dass Entgelt-
ausfälle wegen der Betreuung des 
Sohns vermieden würden. Mit ihrer 
Klage vor dem Sozialgericht Bay-
reuth blieb die Klägerin erfolglos.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die Be-
rufung der Klägerin zurückgewiesen. 
Bemessungsrelevant sei nach den 
gesetzlichen Bestimmungen nur zu 
versteuerndes Erwerbseinkommen, 
also keine Entgeltersatzleistungen 
der gesetzlichen Krankenversiche-
rung. Außerdem sei der Bemes-
sungszeitraum per Gesetz fixiert; die 
wenigen Ausnahmeregelungen des 
Bundeselterngeld- und Elternzeitge-
setzes, die eine Zurückverlagerung 
des Bemessungszeitraums zuließen, 
seien nicht einschlägig. Für eine ana-
loge Anwendung der gesetzlichen 
Ausnahmeregelungen bestehe kein 
Raum, weil es an einer unbeabsich-
tigten Regelungslücke fehle. Der Ge-
setzgeber habe vielmehr ganz be-
wusst einerseits nur zu versteuern-
des Erwerbseinkommen bemes-
sungsrelevant sein lassen wollen 
und andererseits die Möglichkeiten 
zur Verschiebung des Bemessungs-
zeitraums sehr limitiert. In Grund-
rechten werde die Klägerin dadurch 
nicht verletzt. Bei allem Verständnis 
und Respekt für die Situation und 
Leistung der Klägerin habe der Ge-

setzgeber nicht jegliche „Aufopfe-
rung“ für ein Kind im Elterngeld-
recht privilegieren müssen. Er habe 
eine Typisierung und Pauschalierung 
im Leistungsrecht einführen dürfen, 
von der auch im Fall der Klägerin 
nicht abgewichen werden müsse. 
Dem Gesetzgeber komme bei der 
Findung von Ausnahmetatbestän-
den ein sehr weiter Spielraum zu. 
Auch werde die Klägerin nicht über 
die Maße hart getroffen; ihr Leis-
tungsverlust sei im Verhältnis zu an-
deren Personengruppen überschau-
bar. Würde das Bundeselterngeld- 
und Elternzeitgesetz für den speziel-
len Fall der Klägerin eine Ausnahme 
vorsehen, sähe sich der Gesetzgeber 
einer Flut von Ausnahmeforderungen 
anderer Leistungsberechtigter aus-
gesetzt, die dazu gemessen an ih-
rem Nachteil noch weitaus mehr An-
lass als die Klägerin hätten. Darauf 
habe er sich nicht einlassen müssen, 
zumal damit die Verwaltungspraktika-
bilität des Elterngeldrechts in Frage 
gestellt würde.

Sozialgericht Bayreuth, Urteil vom 
29.01.2019 – S 9 EG 23/17
Bayer. LSG, Beschluss vom 
20.08.2019 – L 9 EG 7/19 
Bundessozialgericht, Beschluss vom 
06.04.2020 – B 10 EG 17/19 B Nicht-
zulassungsbeschwerde als unzuläs-
sig verworfen

Rechtsprechung
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Versicherungsschutz in der gesetzlichen Unfallversicherung  
bei einer Tätigkeit als Peitschenführerin im Rahmen einer 
Hengstkörung

Tätigkeiten im Rahmen des Pferdesports, denen aus Liebhaberei oder eigen-
wirtschaftlichen Gründen nachgegangen wird, sind nicht versichert in der ge-
setzlichen Unfallversicherung. Dies kann sich anders darstellen, wenn diese Tä-
tigkeit von wirtschaftlichem Interesse für einen Pferdebetrieb ist.

Der Sachverhalt:
Die Klägerin hatte in einem landwirt-
schaftlichen Betrieb zwei Pferde ge-
gen Entgelt eingestellt. Zur Pflege 
der beiden Pferde hielt sie sich sehr 
oft auf dem Hof auf und versorgte 
dort aus Freundschaft häufig nicht 
nur ihre eigenen, sondern auch die 
übrigen Tiere. Sie verfügte nur über 
wenige Jahre Erfahrung im Umgang 
mit Pferden. Gleichwohl begleitete 
sie ihre Freundin (Ehefrau des bei-
geladenen Inhabers des landwirt-
schaftlichen Betriebs) zu einer 
Hengstkörung in der Olympiareithal-
le in München-Riem. Die Hengstkö-
rung hat Bedeutung für die weitere 
Verwendung und den zu erzielen-
den Preis des Hengstes, denn bei 
der Körung wird festgestellt, ob er 
den wesentlichen Zuchtmerkmalen 
entspricht und als Zuchthengst ge-
eignet ist. Zu diesem Zweck wird 
der Hengst einer fachkundigen 
Kommission vorgestellt, wobei er 
nach einem vorher festgelegten Pro-
gramm bestimmte Bewegungsmus-
ter vorführen muss. Um einen ge-
ordneten Ablauf sicherzustellen, ist 
es üblich, dass der Züchter von ei-
nem Peitschenführer unterstützt 
wird, für den er selbst Sorge zu tra-
gen hat. Diese Aufgabe war der Klä-
gerin übertragen. Beim Hereinfüh-
ren des Hengstes ging die Klägerin 

hinter dem Tier, als dieses plötzlich 
nervös wurde und nach hinten aus-
schlug. Der Tritt traf die Klägerin am 
Knie und verursachte eine Mehr-
fragmentruptur und eine Ruptur des 
inneren Seitenbandes. Die Berufs-
genossenschaft lehnte die Anerken-
nung eines Arbeitsunfalls ab mit der 
Begründung, der Unfall habe sich im 
Rahmen der Freizeitgestaltung er-
eignet. Die unfallbringende Tätigkeit 
sei von privatem Interesse am Reit-
sport und ihrer Pferdeliebe geprägt 
gewesen. Diese Entscheidung hat 
das Sozialgericht Augsburg bestä-
tigt.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat das Ur-
teil des Sozialgerichts Augsburg so-
wie die Entscheidungen der Berufs-
genossenschaft aufgehoben. Nach 
einer umfangreichen Zeugeneinver-
nahme ist das Landessozialgericht 
zu der Überzeugung gelangt, dass 
die Tätigkeit der Klägerin als Peit-
schenführerin für den landwirt-
schaftlichen Betrieb des Beigelade-
nen von wirtschaftlichem Interesse 
gewesen sei und das private Inter-
esse der Klägerin am Reitsport nicht 
im Vordergrund gestanden habe. Sie 
sei zwar nicht beschäftigt gewesen 
im Betrieb des Beigeladenen, 
gleichwohl aber wie eine Beschäf-

tigte tätig geworden als sie den Un-
fall erlitt.

Sozialgericht Augsburg, Urteil vom 
14.01.2016 – S 4 U 5033/15 L
Bayer. LSG, Urteil vom 25.02.2019 
– L 2 U 60/16 (rechtskräftig)
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Kein Recht auf Videoaufzeichnungen oder Anwesenheit 
Dritter bei ärztlicher Begutachtung

Wer im Rahmen eines sozialgerichtlichen Verfahrens medizinisch 
begutachtet werden soll, kann zur medizinischen Untersuchung am 
Gutachtenstermin nicht ohne Weiteres dritte Personen (wie z.B. 
den Ehepartner) mitbringen oder die Untersuchung durch den Arzt 
per Video- bzw. Tonaufnahme dokumentieren.

Der Sachverhalt:
In einem unfallversicherungsrechtli-
chen Berufungsverfahren wurde mit 
gerichtlicher Beweisanordnung ein 
Mediziner zum gerichtlichen Gutach-
ter auf neurologischem und psychia-
trischem Fachgebiet bestellt und 
diesem aufgetragen, sein Gutach-
ten aufgrund ambulanter Untersu-
chung der Klägerin zu erstellen. Die 
Klägerin beantragte, dass ihr Ehe-
mann sie aufgrund ihres schlechten 
Gesundheitszustandes bei der Un-
tersuchung als Begleitperson unter-
stützen dürfe. Die Anwesenheit ei-
ner dritten Person während der ärzt-
lichen Begutachtung sei zudem für 
einen effektiven Rechtsschutz not-
wendig, da diese Person Zeuge für 
eine unzureichende Begutachtung 
sein könne. Zumindest müsse sie 
die Untersuchung durch Video- oder 
Tonaufzeichnung dokumentieren 
dürfen. 
Der vom Gericht zum Begehren der 
Klägerin zu einer Stellungnahme 
aufgeforderte Arzt sprach sich ge-
gen die Anwesenheit des Ehe-
manns bei der Untersuchung aus, 
da dessen Anwesenheit das Unter-
suchungsergebnis beeinflussen 
könne.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht lehnte den 
Antrag der Klägerin ab.
Zwar erfordere der Grundsatz der 
Parteiöffentlichkeit und des fairen 
Verfahrens im Hinblick auf die bean-
tragte Anwesenheit einer dritten 
Person, bei denen es sich um kei-
nen mit der Prozessführung beauf-
tragten Rechtsanwalt handle, eine 
Abwägungsentscheidung des Ge-
richts über den Antrag im Einzelfall. 
Im Falle der hier beabsichtigten psy-
chiatrischen Begutachtung bestünde 
– wie der gerichtlich bestellte Gut-
achter überzeugend dargelegt habe 
– die Gefahr, dass durch das beson-
dere Näheverhältnis zwischen der 
Klägerin und ihrem Ehemann das 
Gutachtensergebnis durch die An-
wesenheit des Ehemanns beein-
trächtigt werde. Bei einer psychiatri-
schen Untersuchung sei das psy-
chosoziale Umfeld zu prüfen, so 
dass die Anwesenheit nahestehen-
der Dritter hier nicht zielführend sei. 
Was den Antrag auf Video- und Ton-
aufzeichnungen betreffe, sei dieser 
mangels ausdrücklicher gesetzlicher 
Grundlage für derartige Aufzeich-
nungen abzulehnen. Für medizini-
sche Begutachtungen habe der 
Gesetzgeber keine Norm geschaf-

fen, wonach derartige Aufzeichnun-
gen in Einzelfällen ausnahmsweise 
gestatten werden könnten.

Bayer. LSG, Beschluss vom 
04.04.2019 – L 7 U 396/16

Rechtsprechung
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Handschriftliches Taufbuch zum Nachweis des 
Geburtsdatums 

Ein handschriftlich geführtes Taufbuch einer aramäischen Kirchen-
gemeinde in der Türkei stellt eine Urkunde dar, die geeignet ist, 
ein anderes Geburtsdatum i. S. d. § 33a SGB I zu belegen.

Der Sachverhalt:
Der Kläger, der deutscher Staatsan-
gehöriger ist und in der Türkei (Mi-
dyat) geboren wurde, begehrte die 
Änderung seiner Versicherungsnum-
mer bzw. seines Geburtsdatums. 
Aufgrund der Eintragung des Ge-
burtsdatums 03.02.1954 u. a. in sei-
nem Personalausweis wurde ihm 
1970 bei der erstmaligen Aufnahme 
einer versicherungspflichtigen Be-
schäftigung in Deutschland eine Ver-
sicherungsnummer unter Berück-
sichtigung dieses Geburtsdatums 
zugeteilt. Unter Vorlage einer Taufur-
kunde, die die Taufe des Klägers im 
Jahr 1949 in Midyat bestätigte, be-
antragte der Kläger die Abänderung 
seiner Versicherungsnummer.
Die Rentenversicherung lehnte die 
Änderung des Geburtsdatums bzw. 
der Versicherungsnummer ab mit 
der Begründung, die vorgelegte 
Taufbescheinigung sei keine Urkun-
de im Sinne des § 33a SGB I. Im 
Klageverfahren vor dem Sozialge-
richt Augsburg legte der Kläger Ko-
pien von Fotos des Taufbuchs der 
syrisch-orthodoxen Kirche in Midyat 
vor, die der Cousin des Klägers ge-
macht hatte. Es handelte sich um 
das Registerbuch der Taufnamen 
aus den Jahren 1949 bis 1993. Auf 

Seite 3 wurde im Jahr 1951 sein 
Name aufgeführt, getauft am 
17.08.1951 in der Kirche in Midyat. 
Da das Taufbuch traditionell sehr 
sorgfältig geführt werde, sei davon 
auszugehen, dass das Taufdatum 
17.08.1951 richtig sei. Das Sozialge-
richt Augsburg wies die Klage ab. 
Zwar handele es sich bei dem Tauf-
buch um eine Urkunde i. S. d. § 33a 
SGB I, aus ihr lasse sich aber nicht 
mit der nötigen Sicherheit das vom 
Kläger behauptete Geburtsdatum 
feststellen.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat der Be-
rufung des Klägers stattgegeben, 
die Entscheidung des Sozialgerichts 
Augsburg aufgehoben und die Be-
klagte verurteilt, an den Kläger eine 
neue Versicherungsnummer unter 
Zugrundelegung des Geburtsda-
tums 17.08.1951 zu vergeben. 
Ein handschriftlich geführtes Tauf-
buch einer aramäischen Kirchenge-
meinde in der Türkei stelle eine Ur-
kunde dar, die geeignet sei, ein an-
deres Geburtsdatum i. S. d. § 33a 
SGB I zu belegen. Die Entscheidung 
über die Frage, ob sich hieraus ein 
anderes Geburtsdatum ergebe, sei 
eine Entscheidung, die vom Gericht 

im Rahmen freier Beweiswürdigung 
zu treffen sei. Dabei könnten so-
wohl Zeugenaussagen als auch Be-
teiligtenvortrag herangezogen wer-
den. Diese hätten in der Gesamt-
würdigung ergeben, dass der Kläger 
am 17.08.1951 getauft worden sei 
und daher spätestens an diesem 
Tag geboren sein müsse.

Sozialgericht Augsburg, Urteil vom 
15.06.2015 – S 2 R 641/14
Bayer. LSG, Urteil vom 20.03.2019 
– L 13 R 496/15
Bundesozialgericht, Nichtzulas-
sungsbeschwerde anhängig –  
B 13 R 133/19 B
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Flugbegleiterinnen nicht selbstständig tätig

Wer abhängig beschäftigt ist, unterliegt grundsätzlich der Sozialver-
sicherungspflicht mit der Folge, dass der Arbeitgeber Sozialversi-
cherungsbeiträge abführen muss. Ob eine selbstständige Tätigkeit 
vorliegt oder ein abhängiges Beschäftigungsverhältnis, ist jeweils 
im Einzelfall zu prüfen.

Der Sachverhalt:
Die Klägerin betrieb neben der War-
tung von Kleinflugzeugen am Flug-
hafen Nürnberg und dem Betrieb 
von vier Ambulanzflugzeugen einen 
Flugdienst im Anforderungsverkehr 
ohne feste Abflugzeiten mit sechs 
Kleinflugzeugen mit einer Zulassung 
von bis zu 19 Passagieren. Die Pilo-
ten arbeiteten als sog. Freelancer. 
Die Klägerin verfügte über einen 
Pool von Servicekräften, den Chefs 
de Cabine (CdC), die ebenfalls frei-
beruflich tätig werden sollten. Die 
CdC waren nicht Besatzungsmitglie-
der im Sinne des Luftverkehrsgeset-
zes, unterstanden aber während der 
Tätigkeit der Verantwortlichkeit des 
Kapitäns, im Verhinderungsfall dem 
First Officer. Die Vergütung erfolgte 
pro Einsatztag (z. B. 200 € zzgl. 
MwSt.) bzw. pro Stand-by-Tag (z. B. 
100 € zzgl. MwSt.). Spesen wurden 
bei einem Einsatz gemäß den je-
weils gültigen Reisekostenrichtlini-
en vergütet und einsatzbedingt er-
forderliche Übernachtungskosten 
übernommen, ebenso dienstliche 
Telefongespräche gegen Einzel
gesprächsnachweis. Die Klägerin 
stellte der CdC eine Uniform zur 
Verfügung.
Das Hauptzollamt führte eine Prü-

fung gem. § 2 Gesetz zur Bekämp-
fung der Schwarzarbeit und illegalen 
Beschäftigung (SchwarzArbG) zur 
Prüfung des Status der Flugbeglei-
terinnen durch. Im Anschluss daran 
forderte die beklagte Rentenversi-
cherung von der Klägerin Beiträge 
zur Sozialversicherung inklusive 
Säumniszuschläge in Höhe von ins-
gesamt 119.657,26 €, da die Flugbe-
gleiterinnen in einem abhängigen 
Beschäftigungsverhältnis gestanden 
hätten. Das Sozialgericht Nürnberg 
bestätigte die Entscheidung der 
Rentenversicherung, die Flugbeglei-
terinnen seien abhängig beschäftigt 
gewesen.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht bestätigte 
das Urteil des Sozialgerichts Nürn-
berg. Die Flugbegleiterinnen seien 
weisungsgebunden, in die organisa-
torischen Abläufe der Klägerin ein-
gegliedert gewesen und sie hätten 
kein Unternehmerrisiko getragen. 
Die Aufgabenbeschreibung sei im 
Bereich Service so detailliert vorge-
geben gewesen, dass kaum ein 
Freiraum verblieben sei bei der Aus-
übung der Tätigkeit. Dass die CdC 
die Kabine nach eigener Vorstellung 
habe dekorieren können und bei der 

Reihenfolge der Bewirtung an Bord 
oder der Gestaltung des Service frei 
gewesen sei, sei von nur unterge-
ordneter Bedeutung. Die CdC seien 
in die betrieblichen Abläufe der Klä-
gerin eingegliedert gewesen. Sie 
hätten mit anderen Mitarbeitern 
(insbesondere OPS und Flugbe-
triebsleiter) und Partnern der Kläge-
rin (Kapitän, First Officer, Handling) 
zusammengearbeitet und seien Teil 
der Flugorganisation und Flugdurch-
führung der Klägerin gewesen. Die 
Uniform, welche in einer internen 
Flugbetriebsordnung der Klägerin 
festgelegt gewesen sei, sei kosten-
los gestellt worden; es seien 
Dienstausweise zur Verfügung ge-
stellt worden. Auch sei die Abrech-
nung der CdC nicht mit den Kunden 
direkt erfolgt, sondern der Kunde 
habe das inklusive Servicekraft ge-
buchte Flugzeug mit der Klägerin 
abgerechnet. Die CdC seien nicht 
mit Piloten vergleichbar, insbeson-
dere liege bei ihnen kein unterneh-
merisches Risiko in Form der Gefahr 
des Verlusts einer Lizenz vor. 

Sozialgericht Nürnberg, Urteil vom 
13.05.2016 – S 14 R 1328/13
Bayer. LSG, Urteil vom 27.09.2019 
– L 16 R 5084/16 (rechtskräftig)

Rechtsprechung
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Chefarzt muss am ärztlichen Bereitschaftsdienst 
mitwirken 

Ärzte, die an der kassenärztlichen Versorgung teilnehmen, sind 
grundsätzlich verpflichtet, am ärztlichen Bereitschaftsdienst 
teilzunehmen. Dies gilt auch für Ärzte, die in Teilzeit zusätzlich als 
Chefarzt tätig sind.

Der Sachverhalt:
Der Kläger nimmt im Rahmen einer 
hälftigen Sonderbedarfszulassung 
als Facharzt für Urologie an der ver-
tragsärztlichen Versorgung teil. 
Gleichzeitig ist er Chefarzt an einem 
Klinikum. Die Kassenärztliche Verei-
nigung (KÄV) verpflichtete ihn zur 
Teilnahme am ärztlichen Bereit-
schaftsdienst. Aufgrund seiner Tätig-
keit als Chefarzt und den damit ver-
bundenen Bereitschaftsdiensten be-
antragte er die Befreiung vom orga-
nisierten ärztlichen Bereitschafts-
dienst. Die an der Klinik abzuleisten-
den Bereitschaftsdienste deckten 
sämtliche anfallenden urologischen 
Notfälle inklusive Notfalloperationen 
Tag und Nacht ab und würden auch 
ganze Wochenenden mit einbezie-
hen. Diese Situation sei deutsch-
landweit einmalig. Es finde sowohl 
eine stationäre als auch ambulante 
Versorgung für Patienten im Um-
kreis von 30 km statt. Dies sei ver-
gleichbar mit einem besonderen 
Versorgungsauftrag oder einer Be-
legarzttätigkeit, woraus sich jeweils 
ein Anspruch auf Befreiung vom 
ärztlichen Bereitschaftsdienst erge-
be. Dies lehnte die KÄV ab. Der 
hiergegen eingelegte Widerspruch 
blieb erfolglos, da der Kläger weder 

einen besonderen Versorgungsauf-
trag habe, noch eine belegärztliche 
Tätigkeit ausübe. Die vertragsärztli-
chen Pflichten hätten grundsätzlich 
Vorrang vor weiteren Tätigkeiten. 
Auch die Klage zum Sozialgericht 
München blieb erfolglos, ein Befrei-
ungstatbestand liege nicht vor, für 
jeden Vertragsarzt bestehe bereits 
aus seinem Zulassungsstatus her-
aus die grundsätzliche Verpflichtung, 
am Bereitschaftsdienst teilzuneh-
men.
In seiner Berufung zum Bayerischen 
Landessozialgericht beruft sich der 
Kläger weiterhin auf den Befrei-
ungstatbestand des Vorliegens 
schwerwiegender Gründe.

Die Entscheidung:
Das Landessozialgericht hat die Ent-
scheidung des Sozialgerichts Mün-
chen bestätigt. Ein im Krankenhaus 
angestellter Chefarzt, der gleichzei-
tig mit einem hälftigen Versorgungs-
auftrag an der vertragsärztlichen Ver-
sorgung teilnehme, sei nach § 2 
Abs. 1 Nr. 1 der Bereitschaftsdienst-
ordnung der Kassenärztlichen Verei-
nigung Bayerns (BDO-KVB) grund-
sätzlich verpflichtet, am allgemeinen 
ärztlichen Bereitschaftsdienst teilzu-
nehmen. Dem Kläger sei zwar 

zuzugeben, dass seine in der Klinik 
zu leistenden Bereitschaftsdienste 
unter Umständen auch den ver-
tragsärztlichen Bereitschaftsdienst 
entlasten würden. Dies führe aber 
nicht zu einem Anspruch auf Befrei-
ung vom vertragsärztlichen Bereit-
schaftsdienst.

Sozialgericht München, Urteil vom 
20.06.2018 – S 38 KA 360/17
Bayer. LSG, Urteil vom 16.01.2019 
– L 12 KA 53/18 (rechtskräftig)
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Willkommene Gäste

Auch im Jahr 2019 waren im Bayerischen Landessozialgericht zahlreiche 
Besuchergruppen zu Gast. Studierende der Universitäten Regensburg, 
Augsburg und München sowie der Fachhochschule Kempten gewannen 
Einblick in die Sozialgerichtsbarkeit während des Besuches von mündlichen 
Verhandlungen in verschiedenen Rechtsgebieten. Besuch erhielt das Baye-
rische Landessozialgericht auch von ausländischen Kollegen über das EJTN, 
die sich zu gezielten Fragestellungen informierten.
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Fakultätskarrieretage

Die Sozialgerichte haben auch 2019 ihr Aufgabengebiet im Rahmen von Fa-
kultätskarrieretagen an verschiedenen Universitätsstandorten vorgestellt. 
Die Studierenden erhielten Gelegenheit, sich über die Tätigkeit in der Sozi-
algerichtsbarkeit zu informieren und konnten ihre Fragen direkt an die Kolle-
gen vor Ort richten. Die positive Resonanz spiegelt sich in den zahlreichen 
Anfragen nach Praktika wider.
 
Die Sozialgerichte Regensburg und Nürnberg hatten 2019 in diesem Zu-
sammenhang einen besonderen Erfolg zu verzeichnen:
Der Veranstalter der Fakultätskarrieretage in Regensburg sowie in Erlan-
gen  / Nürnberg myjobfair verlieh den Soziagerichten Regensburg und Nürn-
berg den myjobfairaward 2018/2019 als „Sieger am Standort“. Beide Sozial-
gerichte wurden von den Besuchern am Messetag als „bester Arbeitge-
ber“ bewertet.

Standbesetzung für das SG Regensburg: RiSG awaRi Rüdiger Müller, RiSG Kerstin Wimmer und 
RiSG Johannes Friedrich.

  

2019

KATEGORIE: EINZELVERANSTALTUNGEN

FAKULTÄTSKARRIERETAGE 2018/2019

1. Platz in Regensburg (2018)

Sozialgericht Regensburg
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Vernissagen

Auch im Jahr 2019 beherbergte das Bayerische Landessozialgericht in 
München eine Ausstellung des Studiengangs Bildnerisches Gestalten und 
Therapie der Kunstakademie München, dieses Mal in Zusammenarbeit mit 
dem Bereich Kunsttherapie der Psychiatrie und Psychotherapie des Klini-
kums rechts der Isar der Technischen Universität München. Die Ausstellung 
unter dem Motto „Es ist besser sich eine Wurst zu schnappen, als im Re-
gen zu stehen“ zeigte eindrucksvoll, auf welchen Wegen und mit welchen 
Mitteln Kunsttherapie den Heilungsprozess bei psychiatrischen Erkrankun-
gen unterstützen kann.

Ausstellung zur Kunsttherapie

v. l.: Günther Kolbe, Präsident des Bayer. Landessozialgerichts, Prof. Senta Connert, Akademie der 
Bildenden Künste München, Studiengang Bildnerisches Gestalten und Therapie, Regine Kux, 
Leiterin des Bereichs Kunsttherapie an der Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie 
der Technischen Universität München, Klinikum rechts der Isar, Prof. Dr. Hans Förstl, Direktor der 
Klinik und Poliklinik für Psychiatrie und Psychotherapie der Technischen Universität München, 
Klinikum rechts der Isar
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15 Jahre Mediation in der bayerischen Sozialgerichtsbarkeit boten Anlass, 
in den Räumen des Landessozialgerichts München die Ausstellung „Media-
tion – ein guter Weg zur Einigung“ zu präsentieren. Die Wanderausstellung 
wurde konzipiert von der Deutschen Stiftung Mediation und vermittelt auf 
drei überdimensionalen Aktenordnern das Basiswissen über Wesen und 
Wirken der Mediation. Ergänzend wurden Fotos und Dokumente aus der 
Gerichtsbarkeit gezeigt, die die schrittweise Etablierung des Mediationsver-
fahrens veranschaulichten. Die Ausstellung im Sitzungstrakt des Landes
sozialgerichts lud die Besucher vom 27. November 2019 bis 13. Januar 2020 
ein, über alternative Konfliktbeilegung nachzudenken.

Ausstellung „Mediation – ein guter Weg zur Einigung“

Begrüßung der zahlreichen Gäste durch Herrn Günther Kolbe, 
Präsident des Bayerischen Landessozialgerichts

Grußwort von Frau Sabine Henschen, 
Deutsche Stiftung Mediation
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Bayer. Verfassungsmedaille für ehrenamtliche 
Richterin Monika Reiter

(v. l.) Franz Xaver Peteranderl, Präsident der Handwerkskammer München und Oberbayern, Irene 
Biebl-Daiber, CSU Ortsvorsitzende und Bürgermeisterkandidatin, Landtagspräsidentin Ilse Aigner, 
Monika Reiter, Günther Kolbe, Präsident des Bayerischen Landessozialgerichts und Gerhard 
Schloots, Kreishandwerksmeister 

Eine besondere Ehrung wurde un-
serer langjährigen ehrenamtlichen 
Richterin Frau Monika Reiter zuteil. 
Sie wurde 2019 mit der Verfas-
sungsmedaille in Silber ausgezeich-
net für ihr lebenslanges Engage-
ment.
Frau Reiter betreibt ein eigenes Mo-
deatelier in Bernau am Chiemsee, 
das sie im Jahre 1976 nach ihrer 
Meisterprüfung im Damenschnei-
derhandwerk gegründet hat. Seither 
ist sie Mitglied der Maßschneiderin-
nung in Rosenheim, in der sie 24 

Jahre lang als Lehrlingswartin der 
Innung aktiv war und in der sie sich 
seit dem Jahr 2000 als Obermeiste-
rin engagiert. Ein besonderes Anlie-
gen ist ihr die Ausbildung von Ju-
gendlichen in ihrem Betrieb. So hat-
te Frau Reiter im inzwischen 43-jäh-
rigen Bestehen ihres Modeateliers 
22 Auszubildende, die sie mit gro-
ßem Engagement in die Fertigkei-
ten der Damenschneiderei einge-
wiesen hat. Es spricht für die Quali-
tät der Ausbildung, dass viele ihrer 
Auszubildenden Preise beim prakti-

schen Leistungswettbewerb der 
Handwerksjugend auf Kammer
ebene erzielen konnten. Auch der 
Dienst an der Gesellschaft ist Frau 
Reiter ein Anliegen: Seit 1991 ist sie 
als ehrenamtliche Richterin am Sozi-
algericht München und seit 1995 
am Landessozialgericht München 
tätig. Für dieses Ehrenamt wurde 
sie 2019 für weitere fünf Jahre ver-
eidigt. Frau Reiter hat sich mit ihrem 
langjährigen Wirken auf vielfältige 
Weise um die Werte der Bayeri-
schen Verfassung verdient gemacht.
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